
 
 
 
 
 
 
SPD-Fraktion – Servatiusweg 19-23 – 53332 Bornheim 

 
Herrn 
Bürgermeister Christoph Becker 
Rathausstraße 2 
53332 Bornheim 
 
 

Bornheim, 20.04.2021 
 
 
 

Erlöschensfrist Gaststättenerlaubnisse 
 
 
Sehr geehrter Herr Becker, 
 

die SPD-Fraktion bittet um die Berücksichtigung des nachfolgenden Antrags für die nächste 

Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses: 

 

 

Antrag: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, eine Allgemeinverfügung zu erlassen des Inhalts, 

dass die Erlöschensfrist für alle von der Stadt Bornheim gemäß § 2 Abs. 1 

Gaststättengesetz erteilten Gaststättenerlaubnisse bei Nichtausübung des Gewerbes 

gemäß § 8 GastG bis zum 31. Juli 2022 verlängert wird. 

 

 

Begründung: 

 

Gemäß § 8 Satz 1 GastG erlöschen die gaststättenrechtlichen Erlaubnisse, wenn der 

Inhaber den Betrieb nicht innerhalb eines Jahres nach Erteilung der Erlaubnis begonnen 

oder seit einem Jahr nicht mehr ausgeübt hat. Laut § 8 Satz 2 GastG können die Fristen 

verlängert werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 

SPD-Fraktion 

im Rat der Stadt Bornheim 

 



In den mit dem Infektionsgeschehen durch das Coronavirus SARS-CoV-2 einhergehenden 

rechtlichen und tatsächlichen Einschränkungen beim Betrieb des Gaststättengewerbes liegt 

ein wichtiger Grund für eine Fristverlängerung bis zum 31. Juli 2022. Im Rahmen des 

Pandemiegeschehens mussten wiederholt sowohl seitens der Kommune als auch des 

Landes Einschränkungen hinsichtlich der gastronomischen Einrichtungen bis hin zu 

(temporären) Schließungen dieser Einrichtungen angeordnet werden, da die notwendigen zu 

treffenden Schutzmaßnahmen dies erforderten. Sie waren erforderlich, da die 

Tatbestandsvoraussetzungen des Infektionsschutzgesetzes vorlagen und auch noch heute 

vorliegen. 

 

Das bedeutet, dass viele Gaststätten, aber auch Diskotheken und Clubs, seit dem 16.3.2020 

geschlossen hatten und auch zwischenzeitlich im Sommer / Herbst 2020 nicht wiedereröffnet 

haben. Damit sind die Betreiber selbst angehalten, einen Antrag auf Verlängerung der Frist 

zu stellen.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Wilfried Hanft     Michael Lehmann (Die Linke) 

 


